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B.
Verordnungen, 

Verfügungen und Bekanntmachungen 
der Bezirksregierung

Allgemeine Innere Verwaltung

113 Ungültigkeitserklärung von 
 Polizeidienstausweisen

(PK Daniel Willer, PK Sven Großmann)

Bezirksregierung
25.3.1-1504

Düsseldorf, den 20. Februar 2007

Nachfolgend aufgeführte Polizeidienstausweise 
sind in Verlust geraten und werden hiermit für un-
gültig erklärt. Nr. 0322665 des PK Daniel Willer, 
ausgestellt im Jahr 2003 durch die ZPD NRW. 
Nr. 0444583 des PK Sven Großmann, ausgestellt 
im Jahr 2004 durch die ZPD NRW.

Abl. Reg. Ddf. 2007 S. 73

114 Verlust eines Polizeidienstausweises

(PK Burkhard Borger)

Polizeipräsidium 
VL 2.1-26.03.01

Mönchengladbach, den 14. Februar 2007

Der vom Polizeiausbildungsinstitut Linnich aus-
gestellte Dienstausweis Nr. 0433254 ist in Verlust 
geraten und für ungültig erklärt worden. Der Aus-
weis war für Herrn PK Burkhard Borger ausge-
stellt.

    Im Auftrag

    Caumanns

Abl. Reg. Ddf. 2007 S. 73
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115 Anerkennung einer Stiftung

(„Caritas-Stiftung Mülheim an der Ruhr“)

Bezirksregierung
15.02.01-St.1282

Düsseldorf, den 14. Februar 2007

Die Bezirksregierung Düsseldorf hat die 

„Caritas-Stiftung Mülheim an der Ruhr“

mit Sitz in Mülheim an der Ruhr gemäß § 80 BGB 
in Verbindung mit §§ 1, 2 StiftG NRW anerkannt. 
Die Stiftung ist seit dem 12. Februar 2007 rechts-
fähig.

Abl. Reg. Ddf. 2007 S. 74

Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft

116 Bekanntmachung nach § 10 Abs. 3 
 Bundes-Immissionsschutzgesetz 
 Errichtung und Betrieb eines EBS-
 Heizkraftwerks in Rheinberg

Bezirksregierung
56.01.01-8.1-4921

Düsseldorf, den 1. März 2007

Genehmigungsantrag nach § 4 BImSchG 
der Energie Anlage Rheinberg GmbH 

zur Errichtung und zum Betrieb eines Ersatz-
brennstoff-Heizkraftwerkes am Standort des 

Solvay-Industrieparks in Rheinberg

Die Energie Anlage Rheinberg GmbH hat mit 
Schreiben vom 16.10.2006 die Erteilung einer Ge-
nehmigung gem. § 4 Bundes-Immissionsschutzge-
setz (BImSchG) für die Errichtung und den Betrieb 
eines Ersatzbrennstoff-Heizkraftwerkes im Sol-
vay-Industriepark, Xantener Straße in 47495 
Rheinberg beantragt.

Beantragt wird ein Heizkraftwerk mit einer Feue-
rungswärmeleistung von max. 198 MW, einer 
Dampfmenge von max. 225 t/h und einer maxima-
len elektrischen Leistung von 60 MW. Die Ver-
brennung von 400.000 t/a Ersatzbrennstoffen (mit 
den Abfallschlüsseln 191212 und 191210, bei einem 
Heizwert von 15,5 MJ/kg (Auslegungsfall)), die 
ausschließlich aus nicht gefährlichen Abfällen auf-
bereitet werden, soll in drei unabhängigen Ver-
brennungslinien (3 x 66 MWtherm.) mit einem stünd-
lichen Brennstoffbedarf von jeweils max. 15,33 t 
bei einem Heizwert von 15,5 MJ/kg (Auslegungs-
fall) erfolgen.

Die Anlage fällt unter die Nr. 8.1.1, Spalte 1 der 
Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG). Daher ist eine Umweltver-
träglichkeitsprüfung durchzuführen. Diese Um-
weltverträglichkeitsuntersuchung ist Teil der An-
tragsunterlagen.

Das Vorhaben wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 
BImSchG öffentlich bekannt gemacht. Die An-
tragsunterlagen liegen in der Zeit vom 08.03.2007 
bis einschließlich 10.04.2007 an folgenden Stellen 
zur Einsicht aus:

Bezirksregierung Düsseldorf, Raum 240 a, 2. OG, 
Cecilienallee 2, 40474 Düsseldorf

Montag bis Freitag von 09.00 bis 12.00 Uhr
und  13.00 bis 16.00 Uhr

Stadt Rheinberg – Der Bürgermeister, Fachbereich 
Stadtentwicklung und Bauordnung, Zimmer 247, 
Kirchplatz 10, 47495 Rheinberg

Montag bis Freitag von 08.00 bis 12.00 Uhr,
Montag bis Mittwoch von 13.00 bis 16.00 Uhr,
Donnerstag von 13.00 bis 17.00 Uhr

Rathaus der Stadt Voerde, Bürgerbüro (EG, Raum 
040), Rathausplatz 20, 46562 Voerde

Montag und Dienstag von 07.30 bis 17.00 Uhr,
Mittwoch von 07.30 bis 14.00 Uhr,
Donnerstag von 07.30 bis 18.00 Uhr,
Freitag von 07.30 bis 12.30 Uhr,
Samstag von 11.00 bis 13.00 Uhr

Rathaus Kamp-Lintfort, Planungsamt, Zimmer 
436, Am Rathaus 2, 47475 Kamp-Lintfort

Montag bis Freitag von 08.00 bis 12.00 Uhr,
Dienstag von 14.00 bis 16.00 Uhr,
Donnerstag von 14.00 bis 18.00 Uhr

Gemeinde Alpen – Der Bürgermeister, Nebenge-
bäude Raum 27, Rathausstr. 3 – 5, 46519 Alpen

Montag bis Freitag von 08.00 bis 12.00 Uhr,
Dienstag von 14.00 bis 18.00 Uhr,
Donnerstag von 14.00 bis 17.00 Uhr

Ich fordere hiermit auf, etwaige erörterungsfähige 
Einwendungen gegen das Vorhaben schriftlich bei 
mir oder bei den übrigen Auslegungsstellen inner-
halb der Einwendungsfrist vom 08.03.2007 bis 
24.04.2007 vorzubringen.

Mit Ablauf dieser Einwendungsfrist werden alle 
Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf be-
sonderen privatrechtlichen Titeln beruhen (§ 10 
Abs. 3 BImSchG). Einwendungen, die auf besonde-
ren privatrechtlichen Titeln beruhen, sind vor den 
ordentlichen Gerichten geltend zu machen (§ 10 
Abs. 6 BImSchG).

Die Einwendungen haben neben dem Vor- und Zu-
namen (Familiennamen) auch die volle leserliche 
Anschrift des Einwenders zu tragen. Einwen-
dungen, die unleserliche Namen oder Anschriften 
aufweisen, bleiben unberücksichtigt. Darüber hin-
aus werden auch nur solche Einwendungen Be-
rücksichtigung finden, die erkennen lassen, welche 
seiner Rechtsgüter (z. B. Leib, Leben und Gesund-
heit oder Eigentum) der Einwender als gefährdet 
ansieht.

Desgleichen bleiben gemäß § 17 Abs. 2 Satz 1 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes des Landes NRW 
gleichförmige Einwendungen (vervielfältigte, 
gleichlautende Texte) unberücksichtigt, die nicht 
auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite 
deutlich sichtbar Name und Anschrift des Vertre-
ters der übrigen Unterzeichner erkennen lassen 
oder bei denen der Vertreter keine natürliche Per-
son ist.

Die Einwendungen werden an den Antragsteller 
weitergegeben. Auf Verlangen des Einwenders 
werden jedoch dessen Namen und Anschrift un-
kenntlich gemacht, soweit diese Angaben nicht zur 
Beurteilung des Inhalts der Einwendung erforder-
lich sind.

Der Termin für den Beginn der Erörterung der 
Einwendungen wird bestimmt auf den 21. Mai 
2007, 11.00 Uhr. Die Erörterung ist öffentlich und 
findet statt in der Stadthalle Rheinberg, Kirch-
platz 10, 47495 Rheinberg. Einlass kann nur bis 
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zur Kapazitätsgrenze der Räumlichkeiten gewährt 
werden. Zu diesem Termin wird nicht gesondert 
geladen.

Kann die Erörterung am festgesetzten Tag nicht 
abgeschlossen werden, so wird sie unterbrochen 
und am nächsten Tag weitergeführt. Der Termin 
für die Weiterführung der Erörterung wird jeweils 
bei Unterbrechung der Erörterung an dem Tag, an 
dem diese nicht abgeschlossen werden kann, den 
Teilnehmern mitgeteilt. Eine weitere besondere 
Bekanntmachung erfolgt nicht.

Durch die Teilnahme an dem Erörterungstermin 
entstehende Kosten werden nicht erstattet. Es wird 
darauf hingewiesen, dass fristgerecht erhobene 
Einwendungen auch bei Ausbleiben des Antrag-
stellers oder von Personen, die Einwendungen er-
hoben haben, erörtert werden.

Gemäß § 16 der Verordnung über das Genehmi-
gungsverfahren (9. BImSchV) findet ein Erörte-
rungstermin nicht statt, wenn Einwendungen ge-
gen das Vorhaben nicht oder nicht rechtzeitig er-
hoben worden sind, die rechtzeitig erhobenen Ein-
wendungen zurückgenommen worden sind oder 
ausschließlich Einwendungen erhoben worden 
sind, die auf besonderen privatrechtlichen Titeln 
beruhen.

Die Zustellung der Entscheidung an die Personen, 
die Einwendungen erhoben haben, kann durch öf-
fentliche Bekanntmachung ersetzt werden.

    Im Auftrag

    Thaler

Abl. Reg. Ddf. 2007 S. 74

117 Bekanntgabe nach § 3 a UVPG
 über die Feststellung der UVP-Pflicht
 für ein Vorhaben der Pfeifer & Langen KG

Bezirksregierung 
56.01.01-7.24-4940

Düsseldorf, den 21. Februar 2007

Die Pfeifer & Langen KG, Reeser Straße 280 – 300, 
47546 Kalkar hat am 07.12.2006 einen Antrag 
auf Erteilung einer Genehmigung gemäß § 16 
BImSchG für die wesentlichen Änderungen der 
Anlage zur Herstellung oder Raffination von Zu-
cker unter Verwendung von Zuckerrüben gestellt. 
Gegenstand des Antrages sind insbesondere

– Verlegung des Schwefelsäuretanks

– Errichtung eines Pressturms

– Errichtung eines Dextranasebehälters

– Errichtung eines Dicksafttanks

–  Installation eines Fördersystems sowie Anpas-
sung des vorhandenen Steuerungssystems für die 
automatische Pelletverladung.

Gemäß § 3 e Abs. 1 Ziffer 2 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in Ver-
bindung mit Ziffer 7.25 der Anlage 1 zum UVPG 
und in Verbindung mit § 3 c Abs. 1 UVPG ist ei-
ne Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen, 
wenn das Vorhaben nach Einschätzung der zu-

ständigen Behörde aufgrund überschlägiger Prü-
fung unter Berücksichtigung der in Anlage 2 zum 
UVPG aufgeführten Kriterien erhebliche nachtei-
lige Umweltauswirkungen haben kann, die nach 
§ 12 UVPG zu berücksichtigen wären.

Im vorliegenden Fall hat die allgemeine Vorprü-
fung im Einzelfall ergeben, dass erhebliche nach-
teilige Umweltauswirkungen durch das beantragte 
Vorhaben nicht zu erwarten sind. Gemäß § 3 a 
Satz 1 UVPG stelle ich daher fest, dass für das be-
antragte Vorhaben eine Verpflichtung zur Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
nicht besteht.

Diese Feststellung ist gemäß § 3 a Satz 3 UVPG 
nicht selbständig anfechtbar.

    Im Auftrag

    van de Flierdt

Abl. Reg. Ddf. 2007 S. 75

118 Öffentliche Bekanntmachung des 
 Genehmigungsbescheides der Solarparc AG 
 für den Windpark Korschenbroich-Süd

Bezirksregierung
56-Gv34/06-St

Düsseldorf, den 21. Februar 2007

Öffentliche Bekanntmachung
des Genehmigungsbescheides der Solarparc AG
für die Änderung von vier bereits genehmigten 

aber noch nicht errichteten Windkraftanlagen im 
Bereich der Stadt Korschenbroich, Gemarkung 

Glehn („Windpark Korschenbroich-Süd“)

Mit Bescheid vom 06.02.2007, Az.: 56-Gv34/06-St, 
ist der Solarparc AG, Poppelsdorfer Allee 64, 
53115 Bonn die nachstehende Genehmigung erteilt 
worden:

Hiermit erteile ich Ihnen gemäß §§ 6 und 16 des 
Gesetzes zum Schutz vor schädlichen Umweltein-
wirkungen durch Luftverunreinigungen, Ge-
räusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge 
(Bundes-Immissionsschutzgesetz – BImSchG –) in 
der Neufassung vom 26.09.2002 (BGBl. I S. 3830), 
in der zurzeit geltenden Fassung, in Verbindung 
mit Nr. 1.6 Spalte 2 des Anhangs der Verordnung 
über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) 
vom 14.03.1997 (BGBl. I S. 504), in der zurzeit 
 geltenden Fassung, die Genehmigung zur wesent-
lichen Änderung und zum Betrieb einer Windfarm 
mit 4 Windkraftanlagen auf dem Grundstück

  41352 Korschenbroich 
  Gemarkung Glehn
  Flur 20
  Flurstück 6.

Gegenstand der Änderung:

Wechsel des Anlagentyps von Enercon E-70 E4, 
Nabenhöhe 85 m, Rotordurchmesser 71 m, Leistung 
2000 kW auf Anlagen des Typs Enercon E 82, Na-
benhöhe 78,3 m, Rotordurchmesser 82 m, Leistung 
2000 kW.

Von dieser Genehmigung werden die in Abschnitt 
III (Anlagedaten) aufgeführten Anlagenteile und 
Nebeneinrichtungen erfasst.
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Dieser Bescheid gilt nur in Verbindung mit dem 
Ursprungsbescheid 56.8851.1.6/4644 vom 06.02. 
2006.

Die im Ursprungsbescheid enthaltenen Regelungen 
bleiben, sofern in dem vorliegenden Bescheid 
nichts Gegenteiliges bestimmt wird, unberührt.

Fristen:

Gemäß § 18 Abs. 1 BImSchG wird bestimmt, dass 
die Genehmigung erlischt, wenn nicht vor Ablauf 
von zwei Jahren nach Vollziehbarkeit der Geneh-
migung mit der Änderung der Anlage begonnen 
und die geänderte Anlage nicht vor Ablauf eines 
weiteren Jahres in Betrieb genommen worden ist.

Gemäß § 13 BImSchG schließt diese Genehmigung 
mit ein:

–  Die Baugenehmigung aufgrund § 63 Bauordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen Landesbau-
ordnung – (BauO NRW) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 01.03.2000 (GV. NW. S. 255), 
in der zurzeit geltenden Fassung.

–  Die luftrechtliche Zustimmung gemäß § 12 Luft-
verkehrsgesetz (LuftVG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 27.03.1999 (BGBl. I S. 550), 
in der zurzeit geltenden Fassung.

Bestandteil des Genehmigungsbescheides sind Ne-
benbestimmungen und Hinweise sowie die An-
tragsunterlagen mit Zeichnungen und Erläute-
rungen.

Am 12.02.2007 hat die Solarparc AG einen Antrag 
auf öffentliche Bekanntmachung des Genehmi-
gungsbescheides 56-Gv34/06-St vom 06.02.2007 
gestellt.

Die Entscheidung über den Antrag auf Genehmi-
gung des o. g. Vorhabens wird hiermit gemäß § 21 a 
der Neunten Verordnung zur Durchführung des 
Bundes-Immissionsgesetzes (Verordnung über das 
Genehmigungsverfahren – 9. BImSchV) vom 29.05. 
1992 (BGBl. I S. 1001) in der zur Zeit gültigen Fas-
sung in Verbindung mit § 10 Abs. 8 Satz 2 und 3 
BImSchG bekannt gemacht.

Der Genehmigungsbescheid und die Antragsunter-
lagen liegen in der Zeit vom 02.03.2007 bis zum 
15.03.2007 an folgenden Stellen zur Einsicht aus:

Stadt Korschenbroich, Amt 61 – Stadtplanung/
Bauordnung –, 1. OG, Hindenburgstraße 58 in 
Korschenbroich

montags bis freitags von 08.30 bis 12.00 Uhr und 
zusätzlich donnerstags von 14.00 bis 18.00 Uhr

Bezirksregierung Düsseldorf, Zimmer 240 a, 2. OG, 
Cecilienallee 2, 40474 Düsseldorf 

montags bis freitags von 09.00 bis 12.00 Uhr und 
von 13.00 bis 16.00 Uhr.

Mit Ablauf des 15.03.2007 gilt der Bescheid auch 
Dritten (d. h. anderen Personen als Antragstellerin 
oder Genehmigungsbehörde) gegenüber als zuge-
stellt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Bis zum Ablauf des 16.04.2007 kann gegen den Ge-
nehmigungsbescheid der Bezirksregierung Düssel-
dorf vom 06.02.2007, Az.: 56-Gv34/06-St, Wider-
spruch erhoben werden. Der Widerspruch ist 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Bezirks-
regierung Düsseldorf einzulegen.

Falls die Frist durch das Verschulden einer/
eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt wer-

den  sollte, so würde dieses Verschulden Ihnen zu-
gerechnet werden.

    Im Auftrag 

    Warneke

Abl. Reg. Ddf. 2007 S. 75

119 Bekanntgabe nach § 3 a UVPG 
 über die Feststellung der UVP-Pflicht 
 zum Antrag der Landeshauptstadt Düsseldorf 
 als Untere Wasserbehörde zur Entnahme 
 von Grundwasser zur Sanierungsförderung 
 in Düsseldorf-Bilk, Martinstraße

Bezirksregierung 
54.6.2.2 – 079 + 080/06 D

Düsseldorf, den 30. Januar 2007 

Die Landeshauptstadt Düsseldorf als Untere Was-
serbehörde, hat einen Antrag auf Erteilung einer 
wasserrechtlichen Erlaubnis nach § 7 Wasserhaus-
haltsgesetz gestellt.

Antragsgegenstand ist die Förderung von bis zu 
1.051.200 m3/Jahr mit chlorierten Kohlenwasser-
stoffen und/oder Chrom verunreinigtem Grund-
wasser und Einleitung von gereinigtem Grundwas-
ser in die Innere Südliche Düssel zu Sanierungs-
zwecken in Düsseldorf-Bilk, Martinstraße.

Wird Grundwasser in einem Volumen von mehr als 
100.000 m3/Jahr und weniger als 10 Mio. m3/Jahr 
zutage gefördert, ist gemäß

–  § 3 Abs. 1 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG) in Verbindung mit Zif-
fer 13.3.2 der Anlage 1 zum UVPG sowie

–  § 1 Abs. 1 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung im Lande Nordrhein-Westfalen 
(UVPG NRW) in Verbindung mit Ziffer 3 a) der 
Anlage 1 zum UVPG NRW 

– in Verbindung mit § 3c Abs. 1 Satz 1 UVPG

eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzufüh-
ren, wenn das Vorhaben nach Einschätzung der 
zuständigen Behörde aufgrund überschlägiger 
Prüfung unter Berücksichtigung der in der Anla-
ge 2 zum UVPG NRW aufgeführten Kriterien er-
hebliche Umweltauswirkungen haben kann, die 
nach § 12 UVPG zu berücksichtigen wären.

Im vorliegenden Fall hat die allgemeine Vorprü-
fung im Einzelfall ergeben, dass erhebliche nach-
teilige Umweltauswirkungen durch das beantragte 
Vorhaben nicht zu erwarten sind.

Gemäß § 3 a Satz 1 UVPG stelle ich daher fest, 
dass für das beantragte Vorhaben eine Verpflich-
tung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung nicht besteht.

Die Feststellung ist gemäß § 3 a Satz 3 UVPG nicht 
selbstständig anfechtbar.

    Im Auftrag

    Esser

Abl. Reg. Ddf. 2007 S. 76
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120 Bekanntgabe nach § 3 a UVPG 
 über die Feststellung der UVP-Pflicht 
 für ein Vorhaben der Firma Friesland Foods 
 Deutschland, Kalkar

Bezirksregierung 
56.01.01-7.32/4920

Düsseldorf, den 16. Februar 2007 

Antrag der Firma
Friesland Foods Deutschland,

Kalkar, auf Erteilung einer Genehmigung 
nach § 16 Bundes-Immissionsschutzgesetz 

(BImSchG)

Die Firma Friesland Foods Deutschland, Kalkar, 
hat mit Datum vom 10.10.2006 einen Antrag 
auf Erteilung einer Genehmigung gemäß § 16 
BImSchG für die wesentliche Änderung ihrer An-
lage zur Behandlung oder Verarbeitung von Milch 
mit einem Einsatz von 200 Tonnen Milch oder 
mehr je Tag als Jahresdurchschnittswert gestellt.

Antragsgegenstand der Änderung ist die Errich-
tung und der Betrieb eines zentralen Gefahr-
stofflagers in bauartzugelassenen Regalcontainern 
am Standort Uedemer Straße 1 – 7 in 47546 Kalkar.

Gemäß § 3 e Abs. 1 Ziffer 2 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in Ver-
bindung mit Ziffer 7.29.1 der Anlage 1 zum UVPG 
und in Verbindung mit § 3 c Abs. 1 UVPG ist ei-
ne Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen, 
wenn das Vorhaben nach Einschätzung der zu-
ständigen Behörde aufgrund überschlägiger Prü-
fung unter Berücksichtigung der in Anlage 2 zum 
UVPG aufgeführten Kriterien erhebliche nachtei-
lige Umweltauswirkungen haben kann, die nach 
§ 12 UVPG zu berücksichtigen wären.

Im vorliegenden Fall hat die allgemeine Vorprü-
fung im Einzelfall ergeben, dass erhebliche nach-
teilige Umweltauswirkungen durch das beantragte 
Vorhaben nicht zu erwarten sind.

Gemäß § 3 a Satz 1 UVPG stelle ich daher fest, 
dass für das beantragte Vorhaben eine Verpflich-
tung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung nicht besteht.

Die Feststellung ist gemäß § 3 a Satz 3 UVPG nicht 
selbständig anfechtbar. 

    Im Auftrag

    Schemion

Abl. Reg. Ddf. 2007 S. 77

121 Bekanntgabe nach § 3 a UVPG
 über die Feststellung der UVP-Pflicht 
 für ein Vorhaben der TanQuid Deukalion 
 Tanklager GmbH & Co. KG

Bezirksregierung 
56.01.01-9-4890

Duisburg, den 20. Februar 2007

Antrag der TanQuid Deukalion Tanklager GmbH 
& Co.KG, Nagelsweg 34, 20097 Hamburg, 

auf  Erteilung einer Genehmigung nach § 16 
Bundes- Immissionsschutzgesetz (BImSchG)

Die TanQuid Deukalion Tanklager GmbH & Co.
KG, Nagelsweg 34, 20097 Hamburg, hat mit Da-
tum vom 04. Oktober 2006 für ihr Tanklager auf 
der Ölinsel 2 in 47138 Duisburg einen Antrag 
auf Erteilung einer Genehmigung gemäß § 16 
BImSchG gestellt.

Antragsgegenstand ist die Errichtung und der Be-
trieb einer Kesselwagen-Entleerungsanlage. Beab-
sichtigt ist der direkte Umschlag von mineral-
ölhaltigen Produkten aller Wassergefährdungs-
klassen und/oder den Gefährlichkeitsmerkmalen 
hoch-, leichtentzündlich und entzündlich bei un-
veränderter Lagerkapazität.

Gemäß § 3 e Abs. 1 Ziffer 2 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in Ver-
bindung mit Ziffer 9.2.2 der Anlage 1 zum UVPG 
und in Verbindung mit § 3 c Abs. 1 UVPG ist eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen, 
wenn das Vorhaben nach Einschätzung der zu-
ständigen Behörde aufgrund überschlägiger Prü-
fung unter Berücksichtigung der in Anlage 2 zum 
UVPG aufgeführten Kriterien erhebliche nach-
teilige Umweltauswirkungen haben kann, die nach 
§ 12 UVPG zu berücksichtigen wären.

Im vorliegenden Fall hat die allgemeine Vorprü-
fung im Einzelfall ergeben, dass erhebliche nach-
teilige Umweltauswirkungen durch das beantragte 
Vorhaben nicht zu erwarten sind.

Gemäß § 3 a Satz 1 UVPG stelle ich daher fest, 
dass für das beantragte Vorhaben eine Verpflich-
tung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung nicht besteht.

Die Feststellung ist gemäß § 3 a Satz 3 UVPG nicht 
selbständig anfechtbar. 

    Im Auftrag

    Lemke
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122 Öffentliche Bekanntmachung
 des Genehmigungsbescheides der 
 Königs + Nellen Pflanzenenergie GmbH & Co. KG
 für die Genehmigung zur Errichtung und 
 zum Betrieb einer Verbrennungsmotorenanlage
  zur Erzeugung von Strom für den Einsatz 
 von Biogas

Bezirksregierung 
56-Gv26/06-Zm/Z

Düsseldorf, den 22. Februar 2007 

Mit Bescheid vom 18.12.2006, Az.: 56-Gv26/06-
Zm/Z, ist der Königs + Nellen Pflanzenenergie 
GmbH & Co. KG, Schelmrather Hof, 41472 Neuss 
die nachstehende Genehmigung erteilt worden:

Hiermit erteile ich Ihnen gemäß §§ 4 und 6 des Ge-
setzes zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwir-
kungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, 
Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-
Immissionsschutzgesetz – BImSchG –) in der Neu-
fassung vom 26.09.2002 (BGBl. I S. 3830), in der 
zurzeit geltenden Fassung, in Verbindung mit 
Nr. 1.4 b) aa) Spalte 2 des Anhangs der Verord-
nung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. 
BImSchV) vom 14.03.1997 (BGBl. I S. 504), in der 
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zurzeit geltenden Fassung, die Genehmigung zur 
Errichtung und zum Betrieb einer Verbrennungs-
motorenanlage zur Erzeugung von Strom für den 
Einsatz von Biogas mit einer Feuerungswärmeleis-
tung von 1.162 KW auf dem Grundstück

   Schelmrather Hof
41472 Neuss
Gemarkung Hoisten
Flur 9
Flurstücke 35, 36, 166, 167.

Gegenstand der Genehmigung:

Errichtung und Betrieb einer Verbrennungsmoto-
renanlage zur Erzeugung von Strom für den Ein-
satz von Biogas mit einer Feuerungswärmeleistung 
von 1.162 KW.

Von dieser Genehmigung werden die in Abschnitt 
III (Anlagedaten) aufgeführten Anlagenteile und 
Nebeneinrichtungen erfasst.

Fristen:

Gemäß § 18 Abs. 1 BImSchG wird bestimmt, dass 
die Genehmigung erlischt, wenn nicht vor Ablauf 
von einem Jahr nach Vollziehbarkeit der Genehmi-
gung mit der Errichtung der Anlage begonnen und 
die Anlage nicht vor Ablauf von zwei weiteren 
Jahren in Betrieb genommen worden ist.

Gemäß § 13 BImSchG schließt diese Genehmigung 
mit ein:

–  Die Baugenehmigung aufgrund § 63 Bauordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen Landesbau-
ordnung – (BauO NRW) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 01.03.2000 (GV. NW. S. 255), 
in der zurzeit geltenden Fassung.

Bestandteil des Genehmigungsbescheides sind Ne-
benbestimmungen und Hinweise sowie die Antrags-
unterlagen mit Zeichnungen und Erläuterungen.

Am 15.01.2007 hat die Königs + Nellen Pflanzen-
energie GmbH & Co. KG einen Antrag auf öffent-
liche Bekanntmachung des Genehmigungsbe-
scheides 56-Gv26/06-Zm/Z vom 18.12.2006 gestellt.

Die Entscheidung über den Antrag auf Genehmi-
gung des o. g. Vorhabens wird hiermit gemäß 
§ 21 a der Neunten Verordnung zur Durchführung 
des Bundes-Immissionsgesetzes (Verordnung über 
das Genehmigungsverfahren – 9. BImSchV) vom 
29.05.1992 (BGBl. I S. 1001) in der zur Zeit gül-
tigen Fassung in Verbindung mit § 10 Abs. 8 Satz 2 
und 3 BImSchG bekannt gemacht.

Der Genehmigungsbescheid und die Antragsunter-
lagen liegen in der Zeit vom 02.03.2007 bis zum 
15.03.2007 an folgenden Stellen zur Einsicht aus:

Stadt Neuss, Amt für Stadtplanung –, Rathaus, 
3. Etage, Zimmer 3.802

Zu erreichen über die Eingänge 5 (Michaelstraße) 
oder 1, 2 und 6 (Rathausrundbau)

Montag bis Mittwoch von 08.00 Uhr bis 16.00 Uhr
Donnerstag von 08.00 Uhr bis 18.00 Uhr
Freitag von 08.00 Uhr bis 12.30 Uhr

Bezirksregierung Düsseldorf, Zimmer 240a, 2. OG, 
Cecilienallee 2, 40474 Düsseldorf 

Montag bis Freitag von 09.00 bis 12.00 Uhr und 
von 13.00 bis 16.00 Uhr.

Mit Ablauf des 15.03.2007 gilt der Bescheid auch 
Dritten (d. h. anderen Personen als Antragstellerin 
oder Genehmigungsbehörde) gegenüber als zuge-
stellt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Bis zum Ablauf des 16.04.2007 kann gegen den Ge-
nehmigungsbescheid der Bezirksregierung Düssel-
dorf vom 18.12.2006, Az.: 56-Gv26/06-Zm/Z, Wi-
derspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Bezirks-
regierung Düsseldorf einzulegen.

Falls die Frist durch das Verschulden einer/ei-
nes von Ihnen Bevollmächtigten versäumt werden 
sollte, so würde dieses Verschulden Ihnen zuge-
rechnet werden.

    Im Auftrag

    Schemion

Abl. Reg. Ddf. 2007 S. 77

123 Änderung 
 der Satzung des Schwalmverbandes

Bezirksregierung
541/54.14.06

Düsseldorf, den 25. Januar 2007

Aufgrund des § 58 Abs. 2 des Gesetzes über Was-
ser- und Bodenverbände vom 12.02.1991 (Wasser-
verbandsgesetz – WVG (BGBl. I S. 405) genehmige 
ich die von der Verbandsversammlung in ihrer 
 Sitzung vom 13.12.2006 beschlossene Änderung 
der Verbandssatzung vom 12.12.1995 wie folgt:

§ 25
Haushaltsführung

(1) Für das Haushalts-, Kassen- und Rechnungs-
wesen sollen die für die Gemeinde geltenden Vor-
schriften angewendet werden, soweit es die Ver-
hältnisse des Verbandes zulassen. Über abwei-
chende Regelungen hiervon entscheidet die Ver-
bandsversammlung.

(2) Bei Aufstellung und Ausführung des Haus-
haltsplanes sind die Grundsätze der Wirtschaft-
lichkeit und Sparsamkeit zu beachten.

Diese Satzungsänderung tritt mit dem Tag der Be-
kanntmachung in Kraft.

    Im Auftrag

    Wenzel
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C.
Rechtsvorschriften 

und Bekanntmachungen anderer 
Behörden und Dienststellen

124 Regionalverband Ruhr

Die 11. Verbandsversammlung tritt zu ihrer 13. 
Sitzung am

Montag, 12. März 2007 – 10.00 Uhr –
im Plenarsaal (Robert-Schmidt-Saal) 

des Dienstgebäudes
Kronprinzenstr. 35, 45128 Essen

zusammen.

Tagesordnung

Öffentlicher Teil

1. Einbringung Haushalt 2007

2.  Änderung des Gesellschaftsvertrages der Kultur 
Ruhr GmbH

3.  Wechsel in den Organen von Gesellschaften: 
 –  Besetzung des Aufsichtsrates der Wirtschafts-

förderung metropoleruhr GmbH
 –  Abberufung/Bestellung von Vertretern/Ver-

treterinnen in die Verwaltungs-/Aufsichtsräte 
der Freizeitgesellschaften

 –  Bestellung von Vertretern des RVR in Organe 
der Beteiligungsgesellschaften

4.  Eigenbetriebsähnliche Einrichtung RVR Ruhr 
Grün 

 Jahresbericht 2006

5.  Vorgehensweise bei künftigen Standortent-
scheidungen bei Beteiligungsgesellschaften des 
RVR 

  Antrag von SPD-Fraktion und Bündnis 90/Die 
Grünen vom 24.01.2007

6.  Keine Verbrennung von australischem Giftmüll 
im RZR Herten 

  Antrag von Die Linke.PDS-Fraktion vom 
14.02.2007

7.  Sachstand Machbarkeitsstudie „Regionale Luft-
reinhalteplanung“ 

 Vortrag von Herrn Carow

8.  Ergänzende Sozialstudie „Freizeit Ruhr 2010“ 
Vortrag von Herrn Lawitzke

9. Mitteilungen und Anfragen

Essen, den 22. Februar 2007

    Wolfgang Kerak

    Vorsitzender 
    der Verbandsversammlung
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79



80

Ver öf fent li chungs er su che für das Amts blatt und den Öf fent li chen An zei ger – Bei la ge zum Amts blatt – sind nur an die 
Be zirks re gie rung Düs sel dorf – Amts blatt stel le – Ce ci li en al lee 2, 40474 Düs sel dorf, zu rich ten.

Das Amts blatt mit dem Öf fent li chen An zei ger er scheint wö chent lich.

Re dak ti ons schluss: Frei tag, 10.00 Uhr

Lau fen der Be zug nur im Abon ne ment. Abon ne ments be stel lun gen und -ab be stel lun gen kön nen für den fol gen den Abon ne-
ments zeit raum – 1. 1. bis 30. 6. und 1. 7. bis 31. 12. – nur be rück sich tigt wer den, wenn sie spä tes tens am 30. No vem ber bzw. 

31. Mai der ABO-Ver wal tung von A. Ba gel, Gra fen ber ger Al lee 82, 40237 Düs sel dorf,
Fax (02 11) 96 82/229, Te le fon (0211) 9 68 22 41, vor lie gen.

Bei je dem Schrift wech sel die auf dem Ad res se ne ti kett in der Mit te oben ste hen de sechs stel li ge Kun den num mer an ge ben, 
bei Ad res sen än de rung das Ad res se ne ti kett mit be rich tig ter Ad res se an die ABO-Ver wal tung von A. Ba gel zu rück sen den.
Be zugs preis: Der Be zugs preis be trägt halb jähr lich 12,– Eu ro und wird im Na men und für Rech nung der Be zirks re gie rung

von A. Ba gel im Vo raus er ho ben.
Ein rü ckungs ge büh ren für die 2spal ti ge Zei le oder de ren Raum 0,92 Eu ro.

Ein zel preis die ser Aus ga be 1,60 Eu ro zzgl. Ver sand kos ten.

In den Be zugs- und Ein zel prei sen ist kei ne Um satz steu er i. S. d. § 14 UStG ent hal ten.

Ein zel stü cke wer den durch A. Ba gel, Gra fen ber ger Al lee 82, 40237 Düs sel dorf,
Fax (02 11) 96 82/2 29, Te le fon (02 11) 9 68 22 41, ge lie fert. Von Vor ab sen dun gen des Rech nungs be tra ges – in wel cher Form
auch im mer – bit ten wir ab zu se hen. Die Lie fe run gen er fol gen nur auf Grund schrift li cher Be stel lung ge gen Rech nung.

He raus ge ber: Be zirks re gie rung Düs sel dorf, Ce ci li en al lee 2, 40474 Düs sel dorf
In ter net: www.bez reg-du e ssel dorf.nrw.de

Her stel lung und Ver trieb im Na men und für Rech nung des He raus ge bers: A. Ba gel, Gra fen ber ger Al lee 82, 40237 Düs sel dorf
Druck: TSB Tief druck Schwann-Ba gel, Düs sel dorf und Mön cheng lad bach


